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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
10. Mai 1990 
 
 
 

 

 

Az:    6 RKa 13/89 

 

 

..........................................................................., 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigte:   .............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Kassenärztliche Vereinigung Nordwürttemberg,  
Stuttgart 80, Albstadtweg 11, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Kurt Morhard,  
 Stuttgart 1, Olgastraße 19, 
 
beigeladen: 
 
............................................., 
 

Bevollmächtigter:  ...................................................., 
 
 
 
Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

10. Mai 1990 in Berlin durch den Vorsitzenden Richter   S c h r o e d e r - P r i n t z e n ,    

die Richter   Dr.  W i e g a n d   und   Dr.  B a a d e r   sowie die ehrenamtlichen Richter    

Dr.  G e r m a n n   und   M ü l l e r 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 26. April 1989 

- S 14 Ka 1063/87 - wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten sind dem Kläger nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Richtigstellung der Ersatzkassenabrechnungen des Klägers für 

die Quartale III/84 bis II/85 wegen der Verordnungsfähigkeit von Shampoos und 

Lichtschutzmitteln. 

 

Die Beklagte kürzte die Honoraranforderung des Klägers um 6.955,42 DM (Be-

scheid vom 20. Januar 1987). Widerspruch und Klage blieben erfolglos (Wider-

spruchsbescheid vom 20. März 1987, Urteil des SG Stuttgart vom 26. April 

1989). Das Sozialgericht (SG) ging davon aus, daß nicht die Beklagte, sondern 

die Prüfungsinstanzen für die Festsetzung der Regresse zuständig seien, hielt 

indessen die Bescheide deswegen nicht für formell rechtswidrig, weil die Ent-

scheidungen der Prüfungsinstanzen der Beklagten zuzurechnen seien. In der 

Sache selbst habe die Beklagte zu Recht einen Regreß festgesetzt, weil der 

Kläger die beanstandeten Mittel nach Nr 21c der Arzneimittelrichtlinien (AMR) 

nicht habe verordnen dürfen. Die vom Kläger verordneten Mittel hätten neben 

ihrer therapeutischen Wirksamkeit auch eine reinigende und pflegende 

Wirkung. Die AMR verstießen auch nicht gegen höherrangiges Recht. 

 

Gegen diese Rechtsauffassung wendet sich der Kläger mit seiner vom SG zu-

gelassenen Sprungrevision. Er trägt vor, die beanstandeten Shampoos dienten 

nicht der normalen täglichen Haarwäsche, sie seien für eine gesunde Kopfhaut 

nicht geeignet. Die Verordnung dieser Mittel sei medizinisch indiziert gewesen. 

Die Lichtschutzmittel seien zwar nicht als Arzneimittel zugelassen, könnten 

aber in ihrer Wirkung mit zugelassenen Präparaten verglichen werden. Die 

Nr 21c AMR verstoße insoweit gegen höherrangiges Recht, als hinsichtlich der 

Shampoos der Anspruch des Versicherten auf ausreichende und zweckmäßige 

Krankenpflege verdrängt werde und in bezug auf die Lichtschutzmittel der Arzt 

gezwungen werde, teurere Präparate gleicher Wirkung zu verordnen. 

 

Der Kläger beantragt,  

1. Das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart (S 14 Ka 1063/87) vom 26. April 

1989 wird aufgehoben. 

 

2. Der Bescheid der Beklagten vom 20. Januar 1987 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 20. März 1987 wird aufgehoben. 

 

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 
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Die Beklagte und der Beigeladene beantragen,  

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend. 

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers, über die der Senat in der Besetzung nach § 12 Abs 2 

Satz 1 SGG - Angelegenheiten des Kassenarztrechts - zu entscheiden hatte 

(vgl Urteil des Senats vom 10. Mai 1990 - 6 RKa 27/89 -), ist unbegründet. 

 

Das angefochtene Urteil ist im Ergebnis nicht zu beanstanden. Ungeachtet der 

Zuständigkeit der Prüfungsinstanzen hätte eine andere Verwaltungsent-

scheidung nicht ergehen dürfen. Insoweit ist dem SG zu folgen. 

 

1. Nach Nr 21c AMR dürfen Mittel, die auch zur Reinigung und Pflege der Haut 

und des Haares dienen, nicht verordnet werden. Dieser Bestimmung kommt 

keine eigene normative Bedeutung zu. Der Text hat nicht die Bedeutung, den 

Rechtsbegriff der Zweckmäßigkeit eines Mittels bzw den der Wirtschaftlichkeit 

eines Mittels zu konkretisieren, vielmehr beschreibt er in einem allgemeineren 

Sinne die Grenzen des Arzneimittelbegriffs. Weder die frühere Vorschrift des 

§ 368p Abs 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO) noch die seit dem 

1. Januar 1989 geltende Bestimmung des § 92 des Sozialgesetzbuches 

- Gesetzliche Krankenversicherung - (SGB V) ergeben für die Bundesaus-

schüsse eine Ermächtigung, über die Konkretisierung der Zweckmäßigkeit (= 

Wirksamkeit), der Wirtschaftlichkeit und des Ausreichens des Behandlungs-

mittels hinausgehend die Grenzen des Arzneimittelbegriffs in einem all-

gemeinen Sinne festzulegen. Das hat der Senat bereits in seinem (zur Ver-

öffentlichung vorgesehenen) Urteil vom 24. Januar 1990, Az: 3 RK 18/88 (unter 

Hinweis auf Baader, JZ 1990 Heft 9, Seite 409 ff) zum Ausdruck gebracht. Die 

Arzneimittelbestimmung in dem genannten allgemeinen Sinne ist daher dem 

System des Gesetzesrechts zu entnehmen. Beschreibungen der genannten Art 

in den AMR mögen zweckmäßig sein, um dem Kassenarzt einen zusammen-

hängenden Überblick zu geben; eine eigene Normativität - im Sinne einer 

normkonkretisierenden Vorschrift - kommt ihnen aber nicht zu. 

 

Nach § 182 Abs 1 Nr 1 Buchst a und b RVO bzw nach § 27 SGB V umfaßt die 

Krankenbehandlung außer der ärztlichen Behandlung auch die Versorgung mit 
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Arznei- und Heilmitteln. Der Versicherte hat dabei einen Anspruch auf alle 

Mittel, die notwendig sind, die Krankheit zu heilen oder wesentlich zu lindern 

(vgl § 182 Abs 2 RVO, § 27 SGB V). Damit hat der Gesetzgeber aber ent-

sprechend dem Sinn der gesetzlichen Krankenversicherung, lediglich das 

Krankheitsrisiko des Versicherten abzufangen, auch zugleich, wenn auch nicht 

wörtlich, zum Ausdruck gebracht, daß Mittel, auch wenn sie geeignet sind, die 

Krankheit zu heilen oder zu lindern, dann nicht als Arzneimittel gelten, wenn sie 

ohnehin zum allgemeinen Lebensbedarf gehören. 

 

2. Haar- und Kopfwaschmittel gehören (im Geltungsbereich des Gesetzes) zum 

allgemeinen Lebensbedarf (vgl Urteil des Senats vom 21. Juni 1989, Az: 6 RKa 

11/88 - KVRS A - 6100/51). Der Versicherte hätte daher auf die vom Kläger 

verordneten Mittel - ausnahmsweise - nur dann einen Anspruch, wenn ihr zu-

gleich auf Heilung gerichteter Einsatz den Versicherten übermäßig und un-

zumutbar belastet, aber auch dann nur insoweit, als die gewöhnlichen Kosten 

des Lebensbedarfs überschritten werden. Das hat der Senat bereits im Zu-

sammenhang mit der Frage der Verordnungsfähigkeit von Krankenkost zum 

Ausdruck gebracht (BSGE 63, 99). Es wurde aber auch nicht dargelegt, daß 

diejenigen Bestandteile der streitigen Haarwaschmittel, die - über die 

Reinigungs- und Pflegewirkung hinaus - eine therapeutische Wirkung herbei-

zuführen imstande sind, zugleich bewirken würden, daß das Mittel gerade 

wegen dieser Bestandteile vom Verbraucher nicht benutzt wird (vgl dazu das 

zur Veröffentlichung bestimmte Urteil des Senats vom 21. Juni 1989 - 6 RKa 

11/88 - aaO). Der Umstand, daß die vom Kläger verordneten Kopfwaschmittel 

zur Heilung geeignet sind und zu diesem Zwecke auch verordnet wurden, kann 

sie daher nicht zu gesetzlichen Arzneimitteln machen. Da der Versicherte 

keinen gesetzlichen Anspruch darauf hat, durfte sie der Kläger auch nicht ver-

ordnen (vgl § 368e Satz 2 RVO). 

 

3. Soweit die Verordnung von zwei Sonnenschutzmitteln (Ilrido ultra Creme; 

Ilrido Lippenschutz) streitig ist, enthält die Nr 21c AMR keine Ausnahme von 

der gesetzlichen Nichtverordnungsfähigkeit von - hier vorliegenden - 

Gegenständen des täglichen Bedarfs. Auf die obigen Ausführungen Ziffer 2, die 

grundsätzlich auch hier gelten, wird verwiesen. 

 

Die Revision war daher zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 des Sozialgerichtsgesetzes. 
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